Deutscher Bundestag 
2, Wahlperiode 
1953 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 
6 — 76304 — 2126/55 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf einer Zweiundvierzigsten Verordnung über 
Zollsatzänderungen (Stärke und Stärkemehl) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Zustimmung des Bundestages 
herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Verordnungsentwurf ist gleichzeitig gemäß § 4 des Zolltarif- 
gesetzes vom 16. August 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 527) dem Herrn 
Präsidenten des Bundesrates übersandt worden. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Druck: Bonner Universltäts-Buchdruckerel, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20 Telefon 3551 


Drudssadie 1637 


Bonn, den 26. Juli 1955 



Entwurf einer Zweiundvierzigsten Verordnung 

Über Zollsatzänderungen (Stärke und Stärkemehl) 

Auf Grund des § 4 Nr. 1 des Zolltarifge- 
setzes vom 16. August 1951 (Bundesgesetzbl. 

I S.527) verordnet die Bundesregierung, nach- 
dem dem Bundesrat Gelegenheit zur Stellung- 
nahme gegeben worden ist, mit Zustimmung 
des Bundestages: 


§ 1 

Die Zollsätze des Zolltarifs für die nach- 
stehend bezeichneten Waren werden für die 
Zeit vom 1. Oktober 1955 bis 30. September 
1958 wie folgt geändert: 


Tarif- 

nr. 


Bezeidinung der Waren 


aus 11 08 ; Starke und Stärkemehl: 

a) von Mais oder Weizen 

I b) von Kartoffeln, im Rahmen eines Zollkontingents 
! bis zu einer jährlichen Höchstmenge von 20 000 t 

! in der Zeit vom 1. Oktober bis 30. September 

Die Abfertigung ist nur bei vier vom Bundesminister 
der Finanzen zu bestimmenden Zollstellen zulässig. 



Nachrichtlich 

Neuer 

Bisheriger 

Zollsatz 

Zollsatz 

®/o des 

®/o des 

Wertes 

Wertes 

15 

25 

15 

25 


§ 2 

Diese Rechtsverordnung gilt nach Maßgabe 
des § 12 Abs. 1 des Dritten Überleitungsge- 
setzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 3 

Diese Verordnung tritt am zehnten Tage 
nach ihrer Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


Bei den Internationalen Zollverhandlungen 
in Torquay im Jahre 1951 hat die Bundes- 
republik Deutschland den Benelux-Ländern 
erklärt, sie sei bereit, mit den Regierungen 
der Benelux-Länder sobald wie möglich über 
eine Zollsenkung für Stärke und Stärkemehl 
auf einen Satz von 15 ®/o und für Stärke- 
mehlprodukte auf entsprechende Sätze zu 
verhandeln. Die Verhandlungen haben im 
März 1953 und im Februar 1954 stattge- 
funden. Eine Einigung konnte nicht erzielt 
werden. 

Die Benelux-Länder haben daraufhin anläß- 
lich der IX. GATT-Tagung eine Entschei- 
dung beim Beschwerdeausschuß des GATT 
beantragt. Sie haben hierbei den Standpunkt 
vertreten, Deutschland habe sich seinerzeit 
nicht nur verpflichtet, über die Zollherab- 
setzung zu verhandeln, sondern sie auch tat- 
sächlich durchzuführen. Dieser Verpflichtung 


hätte Deutschland, wie die Benelux-Länder 
geltend gemacht haben, schon lange nach- 
kommen müssen. Im Zuge der Verhandlun- 
gen hat die Bundesrepublik schließlich fol- 
genden Kompromißvorschlag gemacht: 

1. Autonome Senkung des Zollsatzes für 
Maisstärke und Weizenstärke und für 
eine Jahresmenge von 20 000 t Kartoffel- 
stärke auf 15 ®/o für die Dauer von drei 
Jahren; 

2. Verhandlungen mit den Benelux-Ländern 
innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten 
dieser Maßnahme über die Möglichkeit 
einer Senkung der Zollsätze für Reis- 
stärke und Stärkederivate. 

Der Vorschlag wurde von den Benelux-Län- 
dern angenommen. Der vorliegende Entwurf 
sieht eine entsprechende Zollsenkung vor. 
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